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Einleitung
Das Recht aufReligionsfreiheit ist WwI1Ie die anderen Grundrechte auch eın
Schutzrecht des Indivyviduums gegenüber staatlıcher bzw. institutioneller (38e+
walt. Besonders empfindlich sınd dabe!1 solche Bereıiche, In denen dıie Fın-
zelinen dem Staat der einem seiner Urgane ausgeliefert sind, ohne sıch die-
SCIHN Einfluss entziehen können:; die klassıschen Beispiele dafür sınd
Bundeswehr, Strafvollzug un das öffentliche Schulwesen. Weıl iın diesen
Bereichen der Staat natürlıch demokratisch legıtimiert eine besonders
große Macht ber die Einzelnen hat, ist die Eiınhaltung der Schutzrechte SC -
rade 1er besonders sorgfältig überprüfen.

Der Umgang mıt den grundgesetzlich garantıerten Freiheitsrechten 1mM
öffentlichen Schulwesen ist daher 1m Wortsinn eıne Bewährungsprobe für
das Grundgesetz GG) Grundrechtsträger der Schule sind Schülerinnen
und chüler, Eltern und Lehrer, In ezug auf den Religionsunterricht auch
die Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften. Konkret formuliert
sind die Grundrechte 1er In Artikel Abs un:! für dıe Rechte der
Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften ist och Art 140 beach-
ten, der ein1ıge Paragraphen Adus»s der Weli1marer Reichsverfassung VOIN

1919 1n das Grundgesetz inkorporiert.

Religionsunterricht Co sind Ländersache

Der Streit das Fach LER (Lebensgestaltung Ethik Religionskunde) iın
Brandenburg zeıgt, ass der Geltungsbereich mancher Grundrechte
strıtten WAar un ist. Konkret ging CS 1er die rage, ob das Land Tan-
denburg sıch auf dıie S0g Bremer Klausel Art 141 GG) berufen könne, die
eine Einrichtung VO  e Religionsunterricht RU) als ordentlichem Schulfach

annn nıcht verpflichtend macht, WE VOT der Verabschiedung des
schon eiıne andere andesrechtliche Regelung bestand.

Die großen Kırchen wollten ihr Recht auf retten, indem s1e nachzu-
welsen versuchten, ass das heutige Land Brandenburg 713 Zeitpunkt der
Verabschiedung des überhaupt och nıcht exıstierte, weil die DDR dıe
alten Länder 1m Rahmen eiıner Gebietesreform aufgelöst habe
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Das Bundesverfassungsgericht BVerfG) entschied sıch schließlich dafür,
nıcht entscheıiden, sondern gab das Problem die Konfliktparteien
rück mıt der Aufforderung, einem Kompromıiss zuzustiımmen, den das
Gericht selbst formuliert hatte DIie Enttäuschung der etablierten Kıirchen
darüber, ass ihre Lobbyarbeit nıcht ZU gewünschten Erfolg führte, ist
verständlich, aber Religionsfreiheit ging eım Streıit die Einrich-
(ung eines konfessionellen ach Art FA ın Brandenburg 1U wahr-
ich nıcht.

Die Verwirklichung VON Religionsfreiheit der Schule hängt nämlıich
überhaupt nıcht davon ab, ob eın Bundesland konfessionellen als O_
dentliches Lehrfach einrichtet der nıcht, sondern ob die Länder alle Relig1-
O115- un: Weltanschauungsgemeinschaften in der rage der Einrichtung e1-
Nnes bekenntnisgebundenen Unterrichts gleich behandeln.

In der Tat haben WIT In den verschiedenen Ländern In Anlehnung eiıne
Analyse des Bonner Religionspädagogen Michael Meyer-Blanck’ sechs VonNn
einander unterscheidende Modelle, WI1Ie die Religions- un Weltanschau-
ungsgemeıinschaften der Schule vertreten SINd:

Kırchlicher ın der Schule (Berlin“ un Brandenburg)
Konfessioneller als ordentliches Schulfach (alle aufßer Bremen, Berlin
un Brandenburg)
Konfessionell-Kooperativer (zwıschen projektbezogener Zusammen-
arbeit® un: Fächergruppe ın Mecklenburg-Vorpommern |)
Ausbau eines nominell Evangelischen FAr ” für alle  “  5 aber ohne
Beteiligung der Römisch Katholischen Kirche* (Hamburg)
Staatliıch veran  rieter Werteunterricht für alle mıt Befreiungsmög-
ichkeit für Schüler/innen, die einen Kırchlichen besuchen.
Reıin staatliıche verantwortete „Religionskunde”, „Bıblische (je-
schichte auf allgemein christlicher Grundlage“ (Bremep) ;

Die Beziehungen zwischen Staat un Religionsgemeinschaften sind Je ach
Modell natürlich sechr unterschiedlich, un! die rage, inwlewelıt Jeweils dıe
Rechte der Religions- un Weltanschauungsgemeinschaften, der Schülerin-
He und chüler, der Eltern und der Lehrkräfte gewahrt bleiben, 11US$5 dem-
zufolge Berücksichtigung der jeweiligen Rahmenbedingungen beant-
ortet werden.

Salopp gesagt: Grundsätzlich I1US$5 der Staat natürliıch alle Religions- und
Weltanschauungsgemeinschaften gleich behandeln, aber es ist ıhm nıcht
verwehrt, s1e auch gleich schlecht behandeln.

Meyer-Blanck, Konfessioneller Religionsunterricht,
Nıcht 1UT für Christen, sondern uch für Buddhisten, Muslıme, Alevıten und Humanısten.
Vgl dazu Lıiese, Religionsfreiheit In der Schule eın Praxısbericht, In diıeser Ausgabe,

Z26.'"730
Konfessionellen katholischen g1ibt 11UT den 20 katholıschen Privatschulen In Ham-
burg. Eınen Einstieg In dıe Thematık bietet
http://www.abendblatt.de/daten/2004/ 2  67647 .html
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Das Recht aufun die Pflicht ZUTE Kontfessionalıtät

Alle Religions- un Weltanschauungsgemeinschaften, unabhängig VO  >

Größe, Herkunft und gesellschaftlicher Bedeutung (auch unabhängig VO

KdöR-Status) haben In den Ländern, ın denen ordentliches Schulfach
ach Art 185 Ist, das grundsätzliche Recht, einen In eigener Verant-
wortung einzurichten.

Die Länder haben 1m egenzug das Recht, Mindestteilnehmerzahlen un
Ausbildungsstandards für die Unterrichtenden festzulegen. In besonderen
Fällen darf der einer Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften
auch außerhalb der Schule stattfinden, wenn der Unterricht nıcht
ter zumutbaren Bedingungen veranstaltet werden annn Die Eigenschaft
des als „ordentlıches Schulfach“ wird davon nıcht berührt.®

uch dıe Baptısten könnten einen solchen eıgenen beanspruchen,
MIr ist aber nıchts davon bekannt, ass der BEFG jemals versucht hätte, da-
rauf hinzuwirken. afür besteht auch insofern eın Handlungsbedarf, als
die Gemeindeglieder In aller Regel entweder den jeweiligen landeskirchli-
chen der das dazugehörıige Alternativfach „FEthik”, „Werte un: Nor-
men  “ besuchen.

In Bayern wurde zwıischen dem Bund Evangelisch-Freikirchlicher
Gemeıilnden In Deutschland (BEFG) dem Kultusministerium und der van-
gelisch-Lutherischen Kırche iın Bayern vereinbart, ass die baptistischen
Schülerinnen und Schüler mıt allen Rechten un: Pflichten den lutherischen

besuchen müssen,/ weiıl die Bekenntnisse der beiden Konfessionen 1
den Grundsätzen übereinstimmen“. Im egenzug verzichtet der BEFG Aaus-
drücklich auf das Recht, eıinen eigenen einzurıichten. Das Gleiche gilt In
Bayern auch für den Bund Freıier evangelischer Gemeinden, die Evange-
liısch-methodistische Kirche un INan ore un staune die Evangelisch-
reformierte Kırche!

Daran wird deutlıch, ass der der prinzıplellen Öffnung für
Schülerinnen un Schüler AdUus anderen Kırchen, Religionen und Weltan-
schauungen und ZU Teil auch für Lehrkräfte aus anderen Kirchen) immer
och eın konfessionell gebundener ist und bleibt. Mıt anderen Worten:
uch eine och große konfessionelle Inhomogenität des Teilnehmerkreises
macht den nıcht einer ökumeniıschen Veranstaltung, lange dıe Ver-
antwortung für dıe Inhalte heı einer einzıgen Konfession hiegt.

Konsequenterweıse gehört 6S auch ZU. Selbstbestimmungsrecht jeder
Konfession entscheiden, wWwerTl In ihrem Auftrag handelt,; In unNnseTEI
Falle erteilt.

In Bayern haben die Israelıtische Kultusgemeinde und die Neuapostolische Kirche das
Recht auf Jahrgangs- und schulartübergreifenden In Gemeinderäumen:;: vgl Grethlein,
Evangelısches Kirchenrecht in Bayern, München 1994, 141 ff.
Stichworte: aa als Aufwandsträger; Bedeutung der ote des Faches (Versetzungsrelevanz).
Das Recht ZUrTr Abmeldung VO bleibt davon unberührt.
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Wenn sıch die erein1gung Evangelıscher Freikirchen also regel-
mäßig darüber mokiert, ass freikirchliche Religionslehrer/innen In
chen Bundesländern un einem angeblichen „Berufsverbot“ leiden hät-
ten, ist das etwa 5 als würde sıch eın Baptist, der katholische Theologie
studiert hat, beklagen, ass nıicht als Priester arbeiten darf.

These Konfessionsübergreifender Religionsunterricht ist möglic
ach einem Urteil des BVerfG erstreckt sıch die Verfassungsgarantıe ach
Art Han ausdrücklich L11UT auf eınen der die Lehre der jeweiligen Religı1-
ONS- un Weltanschauungsgemeinschaften als Bekenntni1s und nıcht etwa
L1UT „ZUI Kenntnis“ weitergibt:

„S5eıne Sonderstellung gegenüber anderen Fächern gewıinnt der Religionsunter-
richt AUuS$s dem UÜbereinstimmungsangebot des Art Abs Satz GG «

Dieses ist verstehen, SS ın „konfessioneller Posiıtivıtät un Gebun-
denheit“ erteilen 1st. Er ist keine überkonfessionelle vergleichende Be-
trachtung relig1öser Lehren, nıcht blofße Morallehre, Sıttenunterricht, h1ısto-
risiıerende un relativierende Religionskunde, Religions- der Bibelge-
schichte. Sein Gegenstand ist vielmehr der Bekenntnisinhalt, nämlich die
Glaubenssätze der jeweıligen Religionsgemeinschaft. IDiese als bestehende
Wahrheiten vermitteln, 1st seine Aufgabe. Dafür, wWwI1e 1e8 geschehen
Hat. Sınd grundsätzlich die Vorstellungen der Kırchen ber Inhalt un: Ziel
der Lehrveranstaltung maßgeblich.

AÄndert sıch deren Verständnıis VOoO Religionsunterricht, 111US$5 der rel1g1ös
neutrale Staat 1es hinnehmen. Er ist jedoch nıcht verpflichtet, jede denk-
are Definition der Religionsgemeinschaften als verbindlich anzuerkennen.
DiIie Girenze ist durch den Verfassungsbegriff „Religionsunterricht SCZOSCH.

Deshalb ware eıne Gestaltung des Unterrichts als allgemeıne Konfess1-
onskunde VO Begriff des Religionsunterrichts nıcht mehr gedeckt und
fiele daher auch nıcht un die institutionelle (Garantıe des Art Abs
Satz

Anders formulıiert: iıne wertneutrale Religionskunde der Schule
zubieten, ist gerade nıcht die Aufgabe der Kirchen. Jedoch: 1InNe überkonfes-
s1onelle Zusammenarbeıt, dıe „Zgemeinsame Bekenntnisinhalte“ LM Sınne des
BVerfG als „bestehende Wahrheiten“ vermuttelt, ist damıt überhaupt nıcht U4dÜUÜS-

geschlossen.
In Niedersachsen findet 1es schon lange unbeanstandet STa

Partnerın des Landes Niedersachsen ın Sachen Religionsunterricht 1st nam-
ich nıcht eıne Konfessionskirche lutherischer, reformierter der unlerter

Beschluss des Ersten Senats des BVerfG VO A  D 198 / Arz. BvR V. 1987/,
619 ff > auszugswelse abgedruckt ıIn Informationen ZU Religionsunterricht ın Nordrhein-
Westfalen.
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Prägung, sondern die Konföderation Evangelıscher Kırchen In Niedersachsen
(KEKN) die fünf unabhängige EKD-Mitgliedskirchen hne gemeinsamen
Bekenntnisstand vertritt. Demzufolge g1bt 65 auch 1Ur einen einzigen, konfes-
sionsübergreifenden evangelischen 1mM Land? In meıliner In nascend1
befindlichen Dissertation ber die „Zusammenarbeıt zwischen evangelischen
Landeskirchen und Freikirchen auf dem Gebiet des schulischen RU“IO VelI-

ich die Auffassung, ass eine solche konfessionsübergreifende /usam-
menarbeit sıch nıcht auf Mitgliedskirchen der EKD beschränken INUSS, SOIM-
ern auch Einbeziehung der evangelischen Freikirchen
a) möglıch,

staatskirchenrechtlich zulässıg und
@) angesichts der relig1onssozlologischen Entwicklung zukunftsträchtig ıst

Der aa macht obil

Unabhängig VO  - der rage der Zulässigkeit elınes konfessionsübergreifenden
hat das BVerwG festgestellt, ass der Staat sehr ohl berechtigt iIsSe eın

Unterrichtsfach einzurichten, das Werteerziehung und Weltanschauungs-
kunde ZU Gegenstand hat Insbesondere ist nıicht verpflichtet, Schülerin-
nen und Schüler, die einer Religionsunterricht erteilenden Religionsgemein-
schaft angehören, VO  ; diesem staatlıch verantworteten Fach befreien.

Miıt diesem Gerichtsentschei wird deutlich, wWwI1e sıch das Verständnıis des
Faches „‚Ethik” In den etzten Jahren gewandelt hat und ın den nächsten Jah-
Kl och welıter entwickeln wird: Von eiıner rechtlich un organisatorisch
marginalisierten Beschäftigungstherapie für die Minderheiıt, die nıcht dem
relig1ösen Maınstream angehört, hın einem eigenständıgen Fach mıt e1-
11C eigenständigen Profil. Dıiese Entwicklung 1st jedoch keine Gefährdung
der Religionsfreiheit.

iıne echte Gefahr für die Religionsfreiheit der Schülerinnen un chüler
Dzw. ihrer Eltern, insofern ihr Erziehungsrecht berührt wiırd) xibt 65 gleich-
ohl s1e exıistiert aber nicht auf der Ebene der Gesetze, Verwaltungsvor-
schrıiften und Gerichtsentscheide, sondern In der Schule selbst: Schülerinnen
un:! Schüler, die einer nıcht erteilenden Religions- und Weltanschau-
ungsgemeıinschaften angehören, werden VON der Schulleitung gelegentlich
als Manövrlıermasse betrachtet, die Mindestteilnehmerzahl für die FEthik-
Gruppen*' erreichen.

[ die EKD ist keine Kirche Zwischen den Ghedkirchen besteht „Kirchengemeinschaft In
Sinne der Konkordie reformatorischer Kırchen In Europa” (Grundordnung der EKD:; S
kel Abs.

10 Doktorvater ist Professor IDr Johannes Lähnemann (Universität Erlangen-Nürnberg), Au-
tOr des Grundlagenwerkes: Evangelischer Religionsunterricht In interrelig1öser Perspektive,
Göttingen 1998
„Ethik“ steht hier stellvertretend für die verschıedenen Bezeichnungen des Alternativfaches
In den einzelnen Bundesländern (Z. erte und Normen:‘ iPhilosophieren mıt Kındern")
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Daher haben manche Länder in Schulgesetzen und/oder Erlassen Vor-
kehrungen getroffen, dieser Gefährdung der individuellen Religionsfrei-
heılit der Schülerinnen un chüler FEinhalt gebileten. Vorbildlich ist 1er
der Organıisationserlass des niıedersächsischen Kultusministeriums VO

Oktober 1998

„Schülerinnen un: Schüler, für dıe Religionsunterricht ihrer Religionsgemein-
SC nıcht angeboten werden kann, sınd nıcht E Besuch des Unterrichts
Werte un Normen verpflichtet. «12

Teilnahmerechte ungetaufter Kinder un Jugendlicher
5Spätestens iın solchen Sıtuationen wenn Schulleitungen, Kinder und EI-
tern verschiedener Meınung ber die Behandlung freikirchlicher Schülerin-
NnNenN un chüler sınd stellt sıch die rage, welchen Status diejenigen 115C-
FOE freikirchlichen Gemeindekinder und Jugendlichen haben, die formal
keiner Religionsgemeinschaft angehören, weiıl S1e nıcht getauft Sind.

och selbst s1e haben Rechte: ach wWwI1e VOT gilt das „Reichsgesetz ber die
relig1öse Kindererziehung” (RKEG) VO  - 1921 P, wonach die Eltern bestim-
InenNn dürfen, 1n welchem Bekenntnis die Kınder ErZOBCN werden (das I1USS
nıcht das eigene Bekenntnis se1n, sofern die aufnehmende, also erte1-
lende Kirche der Teilnahme des Kındes zustimmt).

Auf eine ausführliche Erläuterung dieses Themas ann ich dieser
Stelle verzichten, da me1n entsprechendes Gutachten!* für die Evangelisch-
Freikirchlichen Gemeinden In Bayern als Anhang diesem Beıtrag abge-
druckt ist
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Grundgesetz für die Bundesrepubl: Deutschland VO Mai 1949 T
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ttp://www.ulrichrhode.de/lehrv/stkr/gsamm.pdf

Grundordnung der Evangelıschen Kirche In Deutschland (Stan November
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Hamburg: Religionsunterricht für alle, 1n Hamburger Abendblatt/Extra Journal VO
als Ookument

ttp://www.abendblatt.de/daten/20  1 [231  tml

12 Abgedruckt 1n Religionsunterricht in Niedersachsen.
13 Auszugswelse abgedruckt ıIn Athmann, Teilnahme Evangelisch-Freikirchlicher Schüler

un! Schülerinnen Evangelisch-Lutherischen Religionsunterricht In Bayern; Schreiben
die Gemeindeleitungen der Vereinigung Bayern VOoO Januar 2004

14 Ebd
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Harm und Weihsbach hg VOIN Foerster, Prüßner un Puzberg; als-
kument: http://www.ekir.de/ekir/dokumente/religionsunterricht.pdf
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Anhang
eter Athmann, „Teilnahme Evangelisch-Freikirchlicher chüler un Schülerinnen
Evangelisch-Lutherischen Religionsunterricht In Bayern“; Schreiben dıe Gemeinde-
leitungen der Vereinigung Bayern Vorm Januar 2004

Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden In Deutschland
Vereinigung Bayern

die Leitungsverantwortlichen
der Evangelisch-Freikirchlichen Gemeinden in Bayern

Betreff: Teilnahme Evangelisch-Freikirchlicher chüler un Schülerinnen van-
gelisch-Lutherischen Religionsunterricht in Bayern
Sehr geehrte Damen un: Herren, 1e Brüder un Schwestern,
die eiılnahme VON Kindern und Jugendlichen aus Evangelisch-Freikirchlichen (Gemeln-
den Evangelisch-Lutherischen Religionsunterricht ist Bayern eindeutig geregelt.
ıtte geben S1e die folgenden Informationen bei Bedarf die Schulleitungen welıter:

Schülerinnen un chüler, die einer Gemeinde des Bundes Evangelisch-Freı1-
kiırchlicher Gemeinden ın Deutschland angehören, sıind in Bayern Zu

Besuch des evangelischen Religionsunterrichts verpflichtet, insofern s1e (bzw. ihre
Erziehungsberechtigten, .} nıcht VO  > iıhrem Grundrecht auf Abmeldung VO

Religionsunterricht eDTraucCc machen.
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Als Bekenntnisbezeichnung 1st Zeugnıs „evangelisch freikirchlic eiInNzZzutfra-

gCh Rechtsgrundlage 1St die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsminister1-
UL17 für Unterricht un! Kultus VO März 1975 Nr 1/2
Evangelisc Freikirchliche Schülerinnen un chüler nehmen SOM grundsätz-
iıch evangelischen Religionsunterricht teıl ohne ass hierzu eneh-
IN1ISUNg durch die Schulleitung oder besonderen Einverständniserklärung
j 350 die Evang Luth Cbedarf
DIe Mitgliedschaft Evangelisc Freikirchlichen Gemeinde wiıird Hrc
den Vollzug der Taufe aufgrund des persönlichen Bekenntnisses erworben Das
hat ZUT olge, dass besonders dıe Schülerinnen un chüler der unteren Jahr-

noch nıcht als Gemeindeglieder geführt werden, auch wenn S1C das (Ge-
melındeleben integriert sind un amlılıie un Gemeinde Evangelisc Freli-
kırchlichen Bekenntnis CIZOSCH werden

Unabhängig davon sınd auch ungetaufte Kınder Evangelisch Fre  rchlicher
Eltern ZUuU Besuch des Evangelisc Lutherischen Religionsunterrichts verpflich-
tet un getauften Schülerinnen un: CcChulern gleichzustellen
Erläuterung
„Uber die relig1öse Erziehung Kindes bestimmt die e1ie inıgung der EI-
tern, SOWEITL ihnen das ecCc un die Pflicht zusteht für die Person des es
sorgen“

Zur relig1ösen Erziehung gehört ach Art Abs des Grundgesetzes das
Recht auf schulischen Religionsunterricht dem betreffenden Bekenntnis

In Bayern kann der Bund Evangelisc. Freikirchlicher emeıinden als olge der
Vereinbarung ber die eilnahme Evangelisch Freikirchlicher Schülerinnen un:
chüler Evangelisc: Lutherischen Religionsunterricht keinen CIHCHNCHN schulıi-
schen Religionsunterricht anbıieten (vgl KMS Nr 1/2 DIe
Verpflichtung YABDE eilnahme Evangelisc Lutherischen Religionsunterricht hat
damıt Rechtswirkung für denselben Personenkreıs, der ansonsten ZU Besuch C1-

1165 Evangelısch Fre  rchlichen Religionsunterrichts verpflichtet WAalC, nämlich
a) Schülerinnen un: Schüler, die dem Evangelısc Freikirchlichen Bekenntnis

Uurc CISCI1IC Mitgliedschaft angehören, un
ungetaufte nder, die nach eiterlıchem enı Evangelisch--Freikirchlichen
Bekenntnis CIrZOSCH werden.

Diese Teilnahmeverpflichtung besteht olange keine anders lautende enser-
klärung der Eltern vorliegt iıne solche Willenserklärung en die Eltern nach
RKEG gemeinschaftlıch abzugeben, wobe!l beachten 1St dass ach
Satz C1in Kınd ach Vollendung des Lebensjahres nıcht seinen aıllen C1-

HCI anderen Bekenntnis CIZOSCI werden darf als bisher
Religionsmündige Jugendliche en nach Satz das ecCc selbst über iıhr
relig1öses Bekenntnis befinden DIies schliefßt aufgrund VoOoO  - Art das ecC
auf Abmeldung VO Religionsunterricht mıiıt en Be1l Abmeldung VO Religions-
unterricht besteht dıe Pflicht ZUT Teilnahme Ethikunterricht

Sıehe Anlage.
Gesetz über dıe relig1öse Kindererziehung (Reichskindererziehungsgesetz = RKEG)VO  - 1921
(sıehe Anlage).
Vgl Bay Verfassung Art 137 Abs Bay Erziehungs un Unterrichtsgesetz Art Abs
un: Art Abs
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In Bayern ist abweichend VO Bundesrec (vgl RKEG die meldung VO

Religionsunterricht durch den Schüler/die Schülerin erst ab dem Lebensjahr
möglich.“ Gleichwohl en die Eltern nach RKEG die Pflicht, dem diesbe-
züglıchen ıllen ihrer nder, sofern s1e das Lebensjahr vollendet aben,
entsprechen.
Evangelisch-Freikirchliche Schülerinnen un: chüler en nıcht ZUT Teiılnahme

Ethikunterricht verpflichtet werden, wenn der Evangelisch-Lutherische Religi-
onsunterricht (Z SCH Lehrermangels) nıcht stattfinden kann.?

Miıt freundlichen Grüfßen

Peter-Johannes Athmann
Landespastoralreferent der Vereinigung Bayern
1M Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden in Deutschlan

Anlagen
Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht un Kultus
VOoO März 1975 (KMS Nr. 11/2

Soweılt VO  - kleineren Religionsgemeinschaften dem Mınısterium gegenüber NeTl-
kannt wird, dafß die ehrpläne des Religionsunterrichts eines als ordentliches Lehr-
fach anerkannten Religionsunterrichts einer anderen Religionsgemeinschaft auch
miıt den Grundsätzen des eigenen Bekenntnisses übereinstimmen, besuchen die
chüler dieser Religionsgemeinschaft den betreffenden Religionsunterricht als OI -
dentliches ehrfach, sofern die andere Religionsgemeinschaft dem zustimmt. DiIie
Anerkennung kann siıch auf einzelne Jahrgangsstufen erstrecken oder auf dıe Lehr-
pläne insgesamt. In diıesen Fällen kann die Religionsgemeinschaft keinen eigenen
Religionsunterricht als ordentliches eNriaCc (für die betreffende Jahrgangsstufe
bzw. überhaupt) einrichten, der Besuch des Religionsunterrichts des anderen Be-
kenntnisses 1st In diesem Fall Pflicht für diese chüler mıt allen schulrechtlichen
Konsequenzen, der s1e sıch 11UT UrC| Abmeldung entziehen können mıt der olge,
da{fß annn der Ethikunterricht besucht werden Mu

iıne solche rklärung en dem Mıiınisterium bisher der Bund Evangelisch-Frei-
kırchlicher Gemeinden 1ın Deutschlan: KdöR un der Landeskirchenrat der ‚Vvang.-
Luth Kırche iın Bayern abgegeben chüler, dıie dem Bund Evangelisch-Freikirchli-
cher Gemeinden In Deutschland KdöR angehören, sind ermıt en schulrechtli-
chen Konsequenzen verpflichtet, den Religionsunterricht der Evang.-Luth. Kırche

besuchen. iıne Verpflichtung ZU Besuch des Ethikunterrichts besteht L1UT dann,
WenNnn sS1e sıch VO  - dem für s1e in dieser Form durchgeführten Religionsunterricht ab-
melden

DIie Bekenntnisbezeichnung ıIn den Zeugnissen ist: „evangelisch-freikirchlich”.
DIieses Schreiben gilt über re hınaus.

Vgl Bay. Erziehungs- un! Unterrichtsgesetz Art 46 Abs
Vgl Grethlein et al., Evangelisches Kirchenrecht ıIn Bayern, München 1994, 147 (dort wel-
tere Liıteratur).



Religionsfreiheit der Schule Bewährungsprobe für das Grundgesetz? Z

1Ine analoge egelung gilt auch für chüler und Schülerinnen AUS Gemeinden der
Evangelisch-methodistischen Kırche (seit der Evangelısch-reformierten Kırche
(seıt und des Bundes Freıier Evangelischer Geme1inden (seıit

Gesetz ber die religiöse Kindererziehung VO  ; 1921
(„Reichskindererziehungsgesetz”)
$ 1
ber die relig1öse Erziehung eines Kındes bestimmt die freie inıgung der Eltern,
sowelt ihnen das ec un die Pflicht zusteht, für die Person des Kindes SOTSCN.
DIie ınıgung ist jederzeit wiıiderruflich un wird Urc den Tod elınes egatten SC-
löst.

$ 2
Besteht ine solche inıgung nıcht oder nıcht mehr, gelten auch für die relig1öse
Erziehung die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über das eC| un die
Pflicht, für die Person des es SOTSCH. Es kann jedoch während bestehender
Ehe VO  . keinem Elternteil ohne die Zustimmung des anderen bestimmt werden, da{ß$®
das Kınd einem anderen als dem ZUT eıt der Eheschliefßßung gemeiınsamen Be-
kenntnis oder iın einem anderen Bekenntnis als bisher CIZOSCNM, oder da{fß eın Kınd
VO Religionsunterricht abgemeldet werden soll Wiırd die Zustimmung nıcht CI -

teilt, kann die Vermittlung oder Entscheidung des Vormundschaftsgerichts bean-
werden

$ 5
ach der Vollendung des vierzehnten Lebensjahrs steht dem 1N! die Entscheidung
darüber Z welchem relig1ösen Bekenntnis sıch halten ıll Hat das Kınd das
zwölfte Lebensjahr vollendet, ann nıcht seinen Wiıllen ıIn einem anderen
Bekenntnis als bısher CIZOSCI werden.


